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Wie wir mit der richtigen Finanzpolit ik gestärkt aus der Corona-Krise 
herauswachsen 

 
Außergewöhnliche Zeiten erfordern außergewöhnliche Maßnahmen. Die größte Wirtschaftskrise 
seit dem Zweiten Weltkrieg ist eine solche Situation. Wir müssen klotzen und die Wirtschaft in 
einer Weise mit Finanzmitteln stützen, wie dies seit Bestehen der Bundesrepublik noch nie der 
Fall war. Nur so können wir die Zukunft der jüngeren Generationen sichern. Und nur so können 
wir den Weg zu einem nachhaltigen und sozialen Umbau unseres Wirtschaftssystems fortsetzen. 

Die vergangenen Krisen müssen uns eine Lehre sein. Auf zögerliches Verhalten und falsche 
Sparmaßnahmen, wie etwa nach der Finanzkrise in Südeuropa, folgte meist ein Jahrzehnt der 
Stagnation und Perspektivlosigkeit. Das trifft besonders die jungen Menschen. Nur wenn die 
öffentliche Hand jetzt entschieden handelt und glaubwürdig Sicherheit ausstrahlt, können die 
Menschen wieder Hoffnung für die Zukunft entwickeln und damit auch neue Perspektiven für die 
Wirtschaft in Deutschland und Europa schaffen. Das Konjunkturpaket der Bundesregierung ist 
deshalb volkswirtschaftlich notwendig, richtig und generationengerecht. Nicht Schulden belasten 
die Zukunft der kommenden Generationen, sondern mögliches Zögern und Zaudern. 

Die Corona-Pandemie hat allen vor Augen geführt, wie wichtig ein verlässlicher und starker 
Sozialstaat ist. Etwa bei der Gesundheitsversorgung, beim Katastrophenschutz, bei der 
Abfederung der wirtschaftlichen Folgen für Unternehmen und Bürger*innen, bei Wissenschaft, 
Bildung und Betreuung, bei der digitalen Infrastruktur usw.  

Es ist eben kein Zufall, dass in den USA und in Großbritannien die Dinge schlechter gelaufen sind: 
Eine unfähige rechtspopulistische Führung, aber eben auch systematische Vernachlässigung 
staatlicher Handlungsfähigkeit und ein schwacher Sozialstaat führen zu schlimmen Konsequenzen 
für die Bevölkerung.  

Im Kontrast dazu sind die Vorteile funktionierender staatlicher Leistungen, eines starken, 
reaktionsfähigen und sozialen Staates in den letzten Monaten deutlich geworden. Wir 
Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten sind stolz, dass es – trotz manch strittiger 
Weichenstellungen in der Vergangenheit – nicht zuletzt der SPD zu verdanken ist, dass wir noch 
über diese staatliche Handlungsfähigkeit verfügen. 

Die Corona-Krise zeigt aber auch die teilweise schmerzlichen Schwächen der öffentlichen 
Infrastruktur: Über Jahrzehnte hinweg haben alle politischen Ebenen an notwendigen 
Investitionen gespart. Die heutige Wirtschaftskrise muss deshalb auch als Chance genutzt werden, 
durch groß angelegte Investitionsprogramme unser Land zu modernisieren und fit zu machen für 
die Zukunft. Die Weichenstellungen von heute sind die Zukunftsperspektiven der nächsten 
Generationen. Deshalb ist es wichtig, dass das aktuelle Konjunkturprogramm und die nächsten 
Bundeshaushalte einen Schwerpunkt auf Investitionen legen, mit denen die Transformation von 
Wirtschaft und Gesellschaft hin zu mehr sozialer Gerechtigkeit und zu mehr Klimaschutz gestaltet 
werden kann. Im Zentrum müssen stehen: Ausbau und Verbesserungen bei Bildung, Forschung 
und Entwicklung, Verkehrsinfrastruktur, Digitalisierung, die Transformation hin zu einem 
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klimaneutralen Industriemodell, die Energiewende und spürbarer Ausbau unseres 
Gesundheitswesens. 

Die Bürgerinnen und Bürger treibt zu Recht die Frage um: Wie soll es nach der Krise weitergehen? 
Können wir uns all die Maßnahmen überhaupt leisten? Es wird sich in den nächsten Monaten 
entscheiden, ob wir diese Krise solidarisch meistern und die Lasten gerecht verteilen oder ob 
Sozialabbau und eine weitere Umverteilung von unten nach oben folgt. Die Gretchenfrage lautet 
also: „Wie hältst du´s mit der Finanzierung“? 

Vertreter von CDU und CSU fordern wegen der kreditfinanzierten Maßnahmen von über 200 
Milliarden Euro in der Bundesrepublik und der zusätzlichen über 750 Milliarden der EU schon jetzt 
eine schnelle Schuldentilgung und die Kürzung staatlicher Leistungen, am besten noch verbunden 
mit einer drastischen Senkung der Unternehmenssteuern. Deren These: Erst durch die 
Schuldenbremse und ausgeglichene Haushalte habe der Staat die Voraussetzungen für die 
Krisenmaßnahmen und aktuelle Neuverschuldung geschaffen und der Staat müsse daher schnell 
wieder dahin zurück. Richtig ist: Grundlage für die hohe Leistungsfähigkeit Deutschlands sind 
vielmehr das wirtschaftliche Wachstum und die guten Arbeitsmarktzahlen. Hätte es in den 
vergangenen Jahrzehnten mehr Investitionen in den oben genannten Bereichen gegeben, dann 
wären die Voraussetzungen, stark aus der Krise herauszukommen, noch besser und die sozialen 
Verwerfungen geringer gewesen. Die Lehre aus dieser Krise heißt also: Investiere rechtzeitig, 
dann hast du in der Not. 

Dennoch wollen CDU und CSU eine schnelle Schuldentilgung bei gleichzeitig sinkenden 
Einnahmen und vehement geforderten Steuersenkungen für Besserverdienende. Die Folgen dieser 
Politik wären volkswirtschaftlich verheerend und für den sozialen Zusammenhalt fatal, denn sie 
würden milliardenschwere Belastungen für den Haushalt bedeuten, die durch große Einschnitte in 
die soziale Sicherung und die öffentliche Infrastruktur kompensiert werden müssten. Das hieße 
konkret: Lohnkürzungen bei Beschäftigten, gerade auch in den sogenannten „systemrelevanten“ 
Berufen, eine weitere Verschiebung der dringend notwendigen Investitionen in die 
Zukunftsfähigkeit Deutschlands und eine Beschneidung des Sozialstaats, obwohl dieser zur 
Bewältigung dieser Krise so kraftvoll beigetragen hat. Die Aussagen führender Politiker von CDU 
und CSU weisen genau in die Richtung einer solchen Umverteilung von unten nach oben. Das aber 
würgt den konjunkturellen Motor ab, der so ins Stottern gerät; das gefährdet Arbeitsplätze und 
wäre gesellschaftlich völlig unverträglich. Die große Mehrheit der Ökonominnen und Ökonomen, 
darunter auch der Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung, empfiehlt daher eindringlich, weiterhin massiv in die Überwindung der Krise zu 
investieren und den konjunkturellen Aufschwung nicht kaputtzusparen. 

Auch unsere Sozialversicherungssysteme geraten durch Kürzungen und Sparmaßnahmen nur in 
eine Spirale nach unten. Sie sind auf Dauer nur sicher, wenn die Beitrags- und Steuerfinanzierung 
von einer starken Konjunktur getragen wird. 

Wir wollen, dass der deutsche und europäische Motor wieder auf Hochtouren läuft. Dazu wollen 
wir weiter in die Zukunft investieren und die Krise in Europa solidarisch überwinden. Dazu wollen 
wir größere Anstrengungen zur Bekämpfung des Klimawandels unternehmen. Und dazu wollen 
wir, dass die Automobilindustrie in Deutschland endlich wieder dahin kommt, wo sie hingehört: an 
die Weltspitze – mit klimaneutralen Fahrzeugen und Antriebstechnologien. Der VW Käfer des 21. 
Jahrhunderts sollte in deutschen Werken zu guten Tariflöhnen gefertigt werden. Nur so kann 
Deutschland in und gemeinsam mit Europa seinen Platz als weltweit führender Industriestandort 
bewahren. Für diese Transformation brauchen wir heute massive Investitionen, nicht zuletzt in die 
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Energiewende. Sie werden sich auszahlen. Sie heute zu unterlassen, das wäre die echte Belastung 
für kommende Generationen. 

Der von Finanzminister Olaf Scholz initiierte deutsch-französische Vorschlag für ein 
milliardenschweres europäisches Konjunkturprogramm war die Initialzündung für eine 
schlagkräftige gesamteuropäische Krisenbekämpfung. Das Konjunkturprogramm ist nicht nur die 
richtige solidarische Antwort auf die gemeinsame Krise, sondern auch im Interesse unserer 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und der Unternehmen in Deutschland. In keinem Land 
hängen wirtschaftliche Prosperität und Arbeitsplätze so sehr von einem geeinten und starken 
Europa ab wie Deutschland.  

Das vom Europäischen Rat Ende Juli 2020 beschlossene Corona-Hilfspaket (390 Mrd. Euro 
Zuschüsse, 360 Mrd. Euro Kredite für den Solidarischen Wiederaufbaufonds, weitere rund 1.000 
Mrd. Euro für 2021-2027 zur Bewältigung gemeinsamer Aufgaben in der EU im Mehrjährigen EU-
Finanzrahmen), ist Ergebnis unseres beherzten Vorschlags. Wir begrüßen und unterstützen die 
Finanzierung der erforderlichen Investitionen durch gemeinschaftliche EU-Anleihen. Die 
NextGenerationEU-Programme versetzen die Mitgliedstaten über Kredite in die Lage, ihre 
Reformpläne z. B. für den ökologischen und digitalen Wandel, die nationalen Energie- und 
Klimapläne sowie die Pläne für einen gerechten Übergang zu realisieren. 

Am anderen Ende der politischen Ebene müssen wir dafür sorgen, die Investitionsfähigkeit der 
Kommunen dauerhaft zu stärken. Über 65 % der öffentlichen Investitionen werden in den 
Kommunen getätigt. Wir brauchen starke Kommunen, um aus dieser Krise herauszuwachsen. Es 
ist deshalb richtig, dass wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten die Städte und 
Gemeinden mit einer höheren Übernahme von Sozialkosten und der Kompensation der 
Gewerbesteuerausfälle unterstützen. Die von Olaf Scholz vorgeschlagene Altschuldenregelung 
steht weiterhin auf unserer Agenda und hier sind jetzt vor allem die Bundesländer gefragt. Eine 
bloße Kompensation struktureller Defizite der Vergangenheit und auf Corona zurückzuführender 
Einnahmeeinbußen reicht allerdings nicht aus. Die Kommunen müssen über entsprechende 
Steuereinnahmen und Schuldenregelungen in die Lage versetzt werden, notwendige 
Zukunftsinvestitionen aus eigener Kraft zu finanzieren. 

Bei der Finanzierung der Krisenlasten und der Zukunftsinvestitionen bauen wir auf zwei Säulen. 

Kern einer nachhaltigen Staatsfinanzierung bleibt eine Besteuerung der Einkommen und 
Vermögen nach Leistungsfähigkeit. Zahlreiche Studien der letzten Jahre haben gezeigt, dass die 
Einkommens-, vor allem aber die Vermögensungleichheit seit den 2000er Jahren trotz dem vor 
Corona langen Aufschwung auf hohem Niveau verharrt. Eine zu große soziale Ungleichheit ist 
nicht nur ungerecht, sondern auch volkswirtschaftlich schädlich, da sie das Wachstum hemmt. Die 
Corona-Krise hat Ungleichheiten noch einmal verschärft. 

Wir wollen deshalb eine gerechte Primärverteilung des Bruttoinlandsprodukts, also eine 
angemesse Entlohnung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Höhere Tariflöhne und 
gestärkte Tarifbindung, ein Ende sachgrundloser Befristungen und eine drastische Verringerung 
atypischer Beschäftigungsverhältnisse sowie ein Mindestlohn von mindestens 12 Euro sind hierzu 
richtige Maßnahmen. Bei der Sekundärverteilung kann nur eine leistungsgerechte 
Steuerbeteiligung aller dazu beitragen, dass Investitionen und Innovationen zu einem höheren 
Lebensstandard für alle führen. Dazu ist eine Vermögensteuer mit progressiver Ausgestaltung 
ebenso notwendig wie eine effektive Erbschaftsbesteuerung insbesondere der großen 
Betriebsvermögen sowie eine Bodenwertzuwachssteuer, um leistungslose Bodenwertsteigerungen 
an die Gesellschaft zurückzugeben. Auch wollen wir sämtliche Finanztransaktionen besteuern 
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sowie Kapitaleinkünfte konsequent nach dem individuellen progressiven Einkommensteuersatz 
behandeln. Das von CDU/CSU und FDP geforderte Ende des Solidaritätszuschlages auch für die 
oberen zehn Prozent der Einkommensbeziehenden kann es nur dann geben, wenn dieser 
Personenkreis einen entsprechend höheren Beitrag in der Einkommensteuer leistet. 

Die zweite Säule sind kreditfinanzierte Konjunkturpakete und Investitionen. Schulden sind dabei 
nicht per se gut, aber auch nicht per se schlecht. In der aktuellen Situation ist der Umfang der 
Maßnahmen der Situation angemessen und volkswirtschaftlich richtig. Die kreditfinanzierten 
Konjunkturprogramme bedeuten den Erhalt von Unternehmen und Arbeitsplätzen und sind die 
Steuereinnahmen von morgen. Bei einem Zinssatz der 30-jährigen Staatsanleihen von 0,0 % ist 
das nicht eine Belastung der kommenden Generationen, sondern Voraussetzung für deren 
positive Zukunft und eine moderne Infrastruktur. Wie wenig belastend ein höherer Schuldenstand 
ist und warum wir Schulden nicht schnell tilgen, sondern aus ihnen mit starken 
Wachstumsimpulsen herauswachsen müssen, zeigt die Finanzkrise vor 10 Jahren. Der 
Schuldenstand Deutschlands war damals um über 500 Mrd. Euro1 auf über 2 Billionen Euro und 
die Staatsverschuldungsquote auf über 80 % des BIP (Bruttoinlandsprodukt) gestiegen. Zehn Jahre 
später ist die Schuldenquote auf unter 60 % gefallen, aber der Schuldenstand nur um ca. 50 Mrd. 
€ gesunken. Eine Volkswirtschaft und der Staat funktionieren ganz offensichtlich anders als ein 
Privathaushalt. Die mit Krediten finanzierten Konjunkturprogramme erhalten Arbeitsplätze, 
verringern damit die Sozialausgaben und sichern die staatlichen Einnahmen von morgen. Zudem 
ist der Staat ein institutionell „ewig“ lebender, guter Schuldner und braucht daher seine Schulden 
nicht sofort oder (zu) schnell zurückzuzahlen, sondern muss aus ihnen herauswachsen. In einer 
Krise wie der jetzigen sind zunächst nur Zinszahlungen zu bedienen. Sind die Zinsen Null, entsteht 
somit keine Belastung der laufenden Haushalte. Erst wenn die Zinsen wieder steigen, ist dies der 
Fall. Bei den gegenwärtigen Staatsanleihen dauert dies mindestens dreißig Jahre. Bis dahin sollte 
man die Schulden vorsichtig zurückführen – auf der sicheren Basis einer wieder gestärkten 
Konjunktur und ohne diese übermäßig zu belasten. 

Die gegenwärtigen Fiskalregeln sind vor diesem Hintergrund zu eng gestrickt. In Deutschland wie 
auch in Europa brauchen wir deshalb Fiskalregeln, die neben der Ausgabenkontrolle den Staaten 
ausreichend Möglichkeiten für eine kurzfristige Stabilisierung der Gesamtwirtschaft und die 
langfristige Modernisierung des öffentlichen Kapitalstocks über Investitionen gibt. Die Ergänzung 
der deutschen Schuldenbremse und des Europäischen Stabilitäts- und Wachstumspakts um eine 
Goldene Regel für Investitionen wäre ein erster richtiger Schritt. Auch die Anhebung der 
Maastrichter Schuldenquote ist volkswirtschaftlich richtig. Wie tragfähig Staatsschulden sind, 
hängt u.a. vom Realzins und dem realen Wachstum des Bruttoinlandsprodukts (BIP) ab. Der 
aktuelle Zinssatz liegt unter der Wachstumsrate. Bei einem Budgetdefizit von drei Prozent des BIP, 
einer Inflationsrate, die dem Zielwert der Europäischen Zentralbank (EZB) von knapp zwei Prozent 
entspricht, und einer realen Wachstumsrate von einem Prozent, wäre nach Berechnung einer 
Studie des Instituts für Makroökonomie und Konjunkturforschung (IMK) eine Schuldenquote von 
bis zu 100 Prozent ohne Probleme verkraftbar – und damit notwendige Investitionen in die 
Zukunftsfähigkeit Deutschlands und Europas finanzierbar. Inklusive eines „Sicherheitspuffers für 
unvorhergesehene Krisen“ ist eine Anhebung der Obergrenze von den willkürlichen 60 % auf 90 
Prozent des BIP begründbar und sinnvoll. 

Auch bedarf es eines Verfahrens zur Vermeidung und Korrektur makroökonomischer 
Ungleichgewichte. Langfristig muss sich die europäische Fiskal-, Wirtschafts- und Sozialpolitik 
nicht an abstrakten Fiskal- und Wettbewerbsregeln orientieren, sondern das klare Ziel der 

                                                           
1 https://de.statista.com/statistik/daten/studie/154798/umfrage/deutsche-staatsverschuldung-seit-2003/ 
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/162986/umfrage/entwicklung-der-staatsverschuldung-in-deutschland/ 
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Vollbeschäftigung sowie gleicher, guter und nachhaltiger Lebensverhältnisse für alle Europäer 
verfolgen. 

Die Pandemie hat die Politik in Deutschland vor beispiellose Herausforderungen gestellt. Die 
Verantwortlichen in Kommunen, Ländern und Bundespolitik haben bislang gut bestanden. Auch 
und gerade die Koalition aus CDU/CSU und SPD hat das getan, was die Bürger*innen von ihrer 
politischen Führung erwarten dürfen: verantwortungsvolles, gemeinsames, erfolgreiches Handeln. 

Gleichzeitig bleiben die programmatischen Unterschiede zwischen den Parteien bestehen - ja, sie 
werden bei den weiteren anstehenden Entscheidungen zur Bewältigung der Krise und zu den 
Lehren aus der Pandemie noch schärfer hervortreten: Wir setzen nicht auf den neoliberalen Weg 
der Schwächung des Staates, eine die Wirtschaft strangulierende allzu rasche Schuldentilgung 
und der Privatisierung, sondern auf einen verlässlichen, starken und sozialen Staat, der Freiheit, 
wirtschaftliche Prosperität, Entfaltungs- und Gestaltungsmöglichkeiten durch gute 
Rahmenbedingungen, Gerechtigkeit und soziale Sicherheit schafft. 


